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1. Datenschutzerklärung auf der Homepage 
abmahnfähig

Das Oberlandesgericht Hamburg hat in seiner Entscheidung vom 
27.6.2013 darauf hingewiesen, dass der Dienstanbieter einer Home-
page den Nutzer zu Beginn des Nutzungsvorgangs über Art, Umfang 
und Zwecke der Erhebung und Verwendung personenbezogener Da-
ten in allgemein verständlicher Form zu unterrichten hat. 

Geschieht dies nicht, kann eine Datenerhebung ohne eine ausrei-
chende Datenschutzerklärung einen Verstoß gegen Wettbewerbs-
recht darstellen und abgemahnt werden.

Denn mit der Datenschutzrichtlinie soll durch die Schaffung glei-
cher Wettbewerbsbedingungen jedenfalls auch die wettbewerbliche 
Entfaltung des Mitbewerbers geschützt werden. Die im Telemedien-
gesetz geregelten Aufklärungspfl ichten dienen auch dem Schutz der 
Verbraucherinteressen bei der Marktteilnahme, weil sie den Verbrau-
cher über die Datenverwendung aufklären und dadurch seine Ent-
scheidungs- und Verhaltensfreiheit beeinfl ussen.

Betroffen ist die seit Jahren notwendige „Datenschutzerklärung“, die 
bisher i. d. R. ein Teil des Impressums war. Es empfi ehlt sich nunmehr, 
die Datenschutzerklärung überprüfen zu lassen und über einen eige-
nen Menüpunkt erreichbar zu machen. 

2. Haftung bei Setzen eines Links zu einer 
weiteren Internetseite

Das Setzen eines elektronischen Verweises (Hyperlink) zur Startsei-
te eines fremden Internetauftritts – ungeachtet des empfehlenden 
Charakters eines solchen Links – genügt noch nicht, um anzuneh-
men, der Linksetzer habe sich mit einem irreführenden oder aus 
anderen Gründen gegen Anforderungen des Wettbewerbsrechts 
verstoßenden Inhalt des fremden Internetauftritts identifi ziert. Das 
entschieden die Richter des Oberlandesgerichts Köln (OLG) in ihrem 
Urteil vom 19.2.2014.

Im entschiedenen Fall bot ein Facharzt für Orthopädie in seiner Pra-
xis auch alternativmedizinische Behandlungsmethoden an. Auf sei-
ner Internet-Seite warb er in der Rubrik „Implantat-Akupunktur“ für 
eine Behandlungsform, bei der dem Patienten an Akupunkturpunk-
ten im Bereich der Ohrmuschel winzige Nadeln implantiert werden. 
Am Ende des Textes befand sich nach der Ankündigung „Weitere 
Informationen auch über die Studienlage fi nden Sie unter „www...
de“ ein Link zur Startseite der Homepage eines Forschungsverbandes 
Implantatakupunktur.

In ihrer Begründung führten die Richter aus, dass sich der Arzt mit 
seinem Hinweis zwar nicht eindeutig von den dort befi ndlichen An-
gaben distanziert hat. Aus der objektiven Sicht eines verständigen 
Durchschnittsnutzers hat er es aber nicht darauf angelegt, die Besu-
cher seines Internetauftritts über den von ihm gesetzten Link gerade 
zu den beanstandeten Aussagen weiterzuleiten.

3. Umbuchung der Teilnehmer einer 
Flugpauschalreise

In einem vom Bundesgerichtshof zu entscheidenden Fall aus der 
Praxis buchte eine Familie bei einem Reiseveranstalter eine Flug-
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pauschalreise in die Türkei. Der Hinfl ug, den die Fluggesellschaft 
durchführen sollte, war für den 28.10.2011 um 9.00 Uhr vorgese-
hen. Am 14.10.2011 teilte der Reiseveranstalter den Reisenden mit, 
sie seien auf einen anderen Flug umgebucht worden, der erst um 
15.30 Uhr starte. 

Die Familie sah darin eine Nichtbeförderung auf dem gebuchten 
Flug und verlangte deshalb eine Ausgleichszahlung in der nach der 
Verordnung vorgesehenen Höhe von 400 € pro Person. Die Flugge-
sellschaft machte jedoch geltend, dass sie von einer durch den Rei-
severanstalter vorgenommenen Umbuchung keine Kenntnis hatte. 

Der Ausgleichsanspruch wegen Nichtbeförderung setzt zwar grund-
sätzlich voraus, dass der Fluggast nicht nur über eine bestätigte 
Buchung für den betreffenden Flug verfügt, sondern sich auch zur 
angegebenen Zeit zur Abfertigung („Check-in“) einfi ndet und ihm 
der Einstieg („Boarding“) gegen seinen Willen verweigert wird. Es 
kommt aber weder auf das Erscheinen zur Abfertigung noch auf das 
Erscheinen am Ausgang an, wenn das Luftverkehrsunternehmen be-
reits zuvor unzweideutig zum Ausdruck gebracht hat, dem Fluggast 
die Beförderung auf dem gebuchten Flug zu verweigern. Diese Ver-
weigerung kann u. U. in der Umbuchungsmitteilung des Reiseveran-
stalters zum Ausdruck kommen. 

4. Mietpreisbremse und Bestellerprinzip 
bei Maklercourtage

Der Bundesrat hat am 27.3.2015 das Gesetz zur Einführung der 
Mietpreisbremse und zur Stärkung des Bestellerprinzips bei der 
Maklercourtage gebilligt. Es wird voraussichtlich im Juni diesen Jah-
res in Kraft treten.

Das Gesetz soll den Mietpreisanstieg dämpfen. Bei Wiedervermie-
tung von Bestandswohnungen darf künftig die zulässige Miete 
höchstens 10 % über der ortsüblichen Vergleichsmiete liegen. Die 
Landesregierungen werden ermächtigt, bis zum 31.12.2020 – für 
höchstens 5 Jahre – Gebiete mit angespannten Wohnungsmärkten 
auszuweisen, in denen diese Mietpreisbegrenzung gilt. Neubauwoh-
nungen, die nach dem 1.10.2014 erstmals vermietet werden, fallen 
nicht unter die Beschränkung. Gleiches gilt für die erste Vermietung 
einer Wohnung nach umfassender Modernisierung. 

Das Gesetz stärkt außerdem das Bestellerprinzip bei der Maklercour-
tage. Künftig gilt hier das marktwirtschaftliche Prinzip „wer bestellt, 
der bezahlt“. 

5. Formularklauseln bei Schönheits reparaturen 
- Änderung der Rechtsprechung

Der Bundesgerichtshof (BGH) hat sich am 18.3.2015 in drei Ent-
scheidungen mit der Wirksamkeit formularmäßiger Renovierungs- 
und Abgeltungsklauseln beschäftigt. Durch Renovierungsklauseln 
(auch Vornahme- oder Abwälzungsklauseln genannt) wird die – als 
Teil der Instandhaltungspfl icht grundsätzlich dem Vermieter oblie-
gende – Pfl icht zur Vornahme der Schönheitsreparaturen auf den 
Mieter abgewälzt. (Quoten-)Abgeltungsklauseln erlegen dem Mieter 
die Pfl icht zur anteiligen Tragung von Kosten der Schönheitsrepara-
turen für den Fall auf, dass die Wohnung am Ende des Mietverhält-
nisses Abnutzungs- oder Gebrauchsspuren aufweist, die Schönheits-
reparaturen aber nach dem in der Renovierungsklausel festgelegten 
Fristenplan noch nicht fällig sind. 

Der BGH hat nunmehr seine frühere Rechtsprechung aufgegeben, 
dass die Schönheitsreparaturen auch bei einer zu Mietbeginn dem 
Mieter unrenoviert überlassenen Wohnung durch Allgemeine Ge-

schäftsbedingungen auf den Mieter übertragen werden können. 
Auch an seiner weiteren (früheren) Rechtsprechung zur Wirksamkeit 
formularmäßiger Quotenabgeltungsklauseln hält das Gericht nach 
den heutigen Entscheidungen nicht mehr fest. 

Weiterhin maßgeblich ist der Ausgangspunkt auch der früheren 
Rechtsprechung, dass der Mieter nur zu den auf seine eigene Ver-
tragszeit entfallenden Renovierungsleistungen verpfl ichtet werden 
darf. Er darf zur Vermeidung einer unangemessenen Benachteiligung 
– jedenfalls nicht ohne Gewährung eines angemessenen Ausgleichs 
durch den Vermieter – formularmäßig nicht mit der Beseitigung 
von Gebrauchsspuren der Wohnung belastet werden, die bereits in 
einem vorvertraglichen Abnutzungszeitraum entstanden sind. 

So ist nach Auffassung der Richter eine Formularklausel, die dem 
Mieter einer unrenoviert übergebenen Wohnung die Schönheitsre-
paraturen ohne angemessenen Ausgleich auferlegt, unwirksam. Eine 
solche Klausel verpfl ichtet den Mieter zur Beseitigung sämtlicher 
Gebrauchsspuren des Vormieters und führt – jedenfalls bei kun-
denfeindlichster Auslegung – dazu, dass der Mieter die Wohnung 
vorzeitig renovieren oder gegebenenfalls in einem besseren Zustand 
zurückgeben müsste, als er sie selbst vom Vermieter erhalten hat. 

6. Urlaubsbescheinigung durch den 
Arbeitgeber

Gemäß dem Bundesurlaubsgesetz besteht kein Anspruch auf Urlaub, 
soweit dem Arbeitnehmer für das laufende Kalenderjahr bereits von 
einem früheren Arbeitgeber Urlaub gewährt worden ist. Bei Beendi-
gung des Arbeitsverhältnisses ist der Arbeitgeber verpfl ichtet, dem 
Arbeitnehmer eine Bescheinigung über den im laufenden Kalender-
jahr gewährten oder abgegoltenen Urlaub auszuhändigen. Die Ur-
laubsbescheinigung sollte folgende Angaben enthalten:

 » Name, Anschrift und Geburtsdatum 
 » Kalenderjahr, für das die Urlaubsbescheinigung ausgestellt wird
 » Zeitraum des Beschäftigungsverhältnisses
 » Urlaubsanspruch in dem Kalenderjahr
 » Anzahl der gewährten oder abgegoltenen Urlaubstage (außer 

Urlaubstage aus dem Vorjahr)
 » bei Nichtvorliegen einer Fünftagewoche die Art und den Umfang 

des Arbeitsverhältnisses

Anmerkung: Nach einem Urteil des Landesarbeitsgerichts Rhein-
land-Pfalz kann ein Zwangsgeld von 200 € festgesetzt werden, 
wenn der Verpfl ichtung zur Ausstellung einer Urlaubsbescheinigung 
nicht nachgekommen wird.

7. Wirksamkeit einer „Klageverzichtsklausel“ 
in einem Aufhebungsvertrag

Wird ein formularmäßiger „Klageverzicht“ in einem Aufhebungsver-
trag erklärt, der zur Vermeidung einer vom Arbeitgeber angedrohten 
außerordentlichen Kündigung geschlossen wird, benachteiligt dieser 
Verzicht den Arbeitnehmer unangemessen, wenn ein verständiger 
Arbeitgeber die angedrohte Kündigung nicht ernsthaft in Erwägung 
ziehen durfte.

Das Bundesarbeitsgericht (BAG) hatte sich mit einem Fall zu beschäf-
tigen, bei dem zwischen dem Arbeitnehmer und dem Arbeitgeber 
ein schriftlicher Aufhebungsvertrag ohne Zahlung einer Abfi ndung 
geschlossen wurde. Zuvor hatte der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer 
mit einer außerordentlichen Kündigung und Strafanzeige gedroht, 
weil er aus dem Lagerbestand zwei Fertigsuppen ohne Bezahlung 
entnommen und verzehrt habe. 



Der auf das Arbeitsverhältnis Anwendung fi ndende Manteltarifver-
trag beinhaltet bei Aufhebungsverträgen ein Widerrufsrecht inner-
halb von 3 Werktagen, auf das allerdings schriftlich verzichtet wer-
den kann. Der Arbeitnehmer focht den Aufhebungsvertrag wegen 
widerrechtlicher Drohung an und begehrt im vorliegenden Rechts-
streit die Feststellung, dass das Arbeitsverhältnis fortbesteht. Die 
Androhung einer außerordentlichen Kündigung sei angesichts des 
langjährigen, unbelasteten Bestands des Arbeitsverhältnisses nicht 
vertretbar gewesen.

Der BAG entschied dazu am 12.3.2015, dass der im Aufhebungsver-
trag vorgesehene Klageverzicht dem Arbeitnehmer im Ergebnis die 
Möglichkeit nimmt, den Vertrag rechtlich durchsetzbar anzufechten. 
Das ist mit dem gesetzlichen Leitbild nur vereinbar, wenn die Dro-
hung mit der außerordentlichen Kündigung nicht widerrechtlich war.

8. Observation durch einen Detektiv mit 
heimlichen Videoaufnahmen 

Ein Arbeitgeber, der wegen des Verdachts einer vorgetäuschten 
Arbeitsunfähigkeit einem Detektiv die Überwachung eines Arbeit-
nehmers überträgt, handelt rechtswidrig, wenn sein Verdacht nicht 
auf konkreten Tatsachen beruht. Für dabei heimlich hergestellte 
Abbildungen gilt dasselbe. Eine solche rechtswidrige Verletzung des 
allgemeinen Persönlichkeitsrechts kann einen Geldentschädigungs-
anspruch („Schmerzensgeld“) begründen. Das hat das Bundesar-
beitsgericht mit Urteil vom 19.2.2015 entschieden

Im entschiedenen Fall war eine Sekretärin ab dem 27.12.2011 ar-
beitsunfähig erkrankt, zunächst mit einer Bronchialerkrankung. Für 
die Zeit bis 28.2.2012 legte sie nacheinander sechs Arbeitsunfähig-
keitsbescheinigungen vor, zuerst vier eines Facharztes für Allge-
meinmedizin, dann ab 31.1.2012 zwei einer Fachärztin für Orthopä-
die. Der Arbeitgeber bezweifelte den zuletzt telefonisch mitgeteilten 
Bandscheibenvorfall und beauftragte einen Detektiv mit der Obser-
vation der Sekretärin. 

Dabei wurden u. a. das Haus der Arbeitnehmerin, sie und ihr Mann 
mit Hund vor dem Haus und der Besuch der Frau in einem Waschsa-
lon beobachtet und Videoaufnahmen erstellt. Die Sekretärin hält die 
Beauftragung der Observation einschließlich der Video aufnahmen 
für rechtswidrig und fordert ein Schmerzensgeld.

Das Bundesarbeitsgericht sprach der Sekretärin Schmerzensgeld zu, 
da die Observation einschließlich der heimlichen Aufnahmen rechts-
widrig war. Der Arbeitgeber hatte keinen berechtigten Anlass zur 
Überwachung. Der Beweiswert der Arbeitsunfähigkeitsbescheini-
gungen war weder dadurch erschüttert, dass sie von unterschied-
lichen Ärzten stammten, noch durch eine Änderung im Krank-
heitsbild oder weil ein Bandscheibenvorfall zunächst hausärztlich 
behandelt worden war.

9. Einwilligungserfordernis für die 
Veröffentlichung von Videoaufnahmen 
eines Arbeitnehmers 

 
Ein Unternehmen mit etwa 30 Arbeitnehmern wollte Filmaufnah-
men machen und diese für ihre Öffentlichkeitsarbeit verwenden. 
Im Herbst 2008 erklärte ein Arbeitnehmer schriftlich seine Ein-
willigung, dass das Unternehmen von ihm als Teil der Belegschaft 
Filmaufnahmen dafür machen durfte. Danach ließ das Unternehmen 
einen Werbefi lm herstellen, in dem zweimal die Person des Arbeit-
nehmers erkennbar abgebildet war. Das Video konnte von der Inter-
net-Homepage der Firma aus angesteuert und eingesehen werden. 
Das Arbeitsverhältnis mit dem gefi lmten Arbeitnehmer endete im 

September 2011. Im November 2011 erklärte er den Widerruf seiner 
„möglicherweise“ erteilten Einwilligung und forderte den Arbeitge-
ber auf, das Video binnen 10 Tagen aus dem Netz zu nehmen. Dem 
folgte das Unternehmen – unter Vorbehalt – Ende Januar 2012. Der 
Arbeitnehmer verlangt die Unterlassung weiterer Veröffentlichung 
und Schmerzensgeld.

Das Bundesarbeitsgericht entschied dazu am 19.2.2015: Nach dem 
Gesetz betreffend das Urheberrecht an Werken der bildenden 
Künste und der Photographie (KUG) dürfen Bildnisse von Arbeit-
nehmern nur mit ihrer Einwilligung veröffentlicht werden. Diese 
muss schriftlich erfolgen. Eine ohne Einschränkung erteilte Ein-
willigung des Arbeitnehmers erlischt nicht automatisch mit dem 
Ende des Arbeitsverhältnisses. Sie kann aber widerrufen werden, 
wenn dafür ein plausibler Grund angegeben wird.

Unterstellt, die Abbildungen des Angestellten in dem Video bedurf-
ten seiner Einwilligung nach dem KUG, hatte der Arbeitgeber diese 
erhalten. Auch das Erfordernis einer schriftlichen Einwilligung, das 
sich aus dem Recht des Arbeitnehmers auf informationelle Selbstbe-
stimmung ergibt, war in diesem Falle erfüllt. Seine ohne Einschrän-
kungen gegebene schriftliche Zustimmung erlosch nicht automa-
tisch mit dem Ende des Arbeitsverhältnisses. Ein späterer Widerruf 
war grundsätzlich möglich, jedoch hat der Angestellte für diese 
gegenläufi ge Ausübung seines Rechts auf informationelle Selbstbe-
stimmung keinen plausiblen Grund angegeben. Er kann daher eine 
weitere Veröffentlichung nicht untersagen lassen und würde durch 
diese in seinem Persönlichkeitsrecht nicht verletzt werden. 

10. Abhebung der Eltern vom Sparbuch 
ihrer Kinder

Haben die Eltern ein Sparbuch auf den Namen ihres Kindes angelegt, 
damit auf dieses Einzahlungen Dritter wie z. B. der Großeltern vor-
genommen werden können, spricht dies für das Kind als Forderungs-
inhaber, auch wenn die Eltern das Sparbuch im Besitz behalten. Von 
einer Verletzung der Vermögenssorgepfl icht ist auszugehen, wenn 
die Eltern Abhebungen vom Sparbuch des Kindes z. B. für Kinderzim-
mermöbel, Urlaubsreisen, Geschenke und Kleidung für das Kind aus-
geben, weil die Finanzierung dieser Bedürfnisse den Eltern aufgrund 
der bestehenden Unterhaltsverpfl ichtung obliegt und sie daher vom 
Kind keinen Ersatz verlangen können.

In einem vom Oberlandesgericht Bremen (OLG) entschiedenen Fall 
hatte ein Vater von den für seine leiblichen Kindern angelegten 
Sparbüchern diverse Abhebungen vorgenommen, die er nur teilweise 
durch Einzahlungen wieder ausgeglichen hatte. Die Kinder machten 
einen Schadensersatzanspruch in Höhe von 500 € bzw. das zweite 
Kind in Höhe von ca. 3.100 € geltend. 

Die Richter des OLG führten in dem Urteil aus, dass die Vermögens-
sorge nicht nur die Pfl icht der Eltern beinhaltet, das ihrer Verwaltung 
unterliegende Geld der Kinder nach den Grundsätzen einer wirt-
schaftlichen Vermögensverwaltung anzulegen, sondern verbietet 
zugleich, das Geld der Kinder für persönliche Zwecke zu gebrauchen. 
Die Eltern schulden ihren Kindern einen angemessenen Lebensunter-
halt und dieser ist von den Kindeseltern und nicht von den Kindern 
zu tragen. Dies gilt sowohl in Bezug auf die Einrichtung eines Kin-
derzimmers als auch in Bezug auf den Kauf von Geschenken und die 
Finanzierung von Urlaubsreisen.

11. Erbverzicht mit Folgen

Verwandte und der Ehepartner des Erblassers können auf das ihnen 
zustehende gesetzliche Erbrecht verzichten. Der Verzichtende ist von 



der gesetzlichen Erbfolge ausgeschlossen, wie wenn er zur Zeit des 
Erbfalls nicht mehr lebte; er hat kein Pfl ichtteilsrecht. Der Verzicht 
kann aber auch auf das Pfl ichtteilsrecht beschränkt werden. 

Gründe für einen Erbverzicht können sein: 

 » Regelung der vorweggenommenen Erbfolge z. B. durch Abfi n-
dungszahlungen

 » der Nachlass besteht hauptsächlich aus einem einzelnen Gegen-
stand, z. B. einem Unternehmen, einer Immobilie

 » Abfi ndung nicht ehelicher Kindern, um die gesetzliche Erbfolge 
auf die Ehefrau und die gesetzlichen Kinder zu beschränken.

 » Überschuldung eines Erben usw.

Voraussetzung für einen wirksamen Erbverzicht ist ein Vertrag zwi-
schen dem Erblasser und dem Verzichtenden. Der Erbverzichtsver-
trag bedarf der notariellen Beurkundung. Er kann nur zu Lebzeiten 
des Erblassers wirksam abgeschlossen werden. Wird ein Verzicht da-
nach erklärt, ist die Erklärung u. U. als Ausschlagung der Erbschaft 
auszulegen.

Mit dem Erbverzicht wird auch die gesetzliche Erbfolge geändert. 
So wird der auf das Erbe Verzichtende bei der Pfl ichtteilsberech-
nung anderer Berechtigter nicht mehr mitgezählt. Verzichtet also 
ein Abkömmling des Erblassers auf sein Erbrecht, so erhöhen sich die 
Pfl ichtteilsrechte der Übrigen. 

Ein Erbverzicht kann auch für die Kinder des Verzichtenden Folgen 
haben. So entschied z. B. das Oberlandesgericht Hamm mit Urteil 
vom 28.1.2015:
 » Wer auf einen ihm testamentarisch zugewandten Erbteil ver-

zichtet, schließt auch seine Kinder vom Erbteil aus, wenn die 
Verzichtsvereinbarung nichts anderes bestimmt.

 » Verzichtet ein Miterbe auf seine verbindlich gewordene Erbein-
setzung in einem gemeinschaftlichen Testament mit Pfl ichtteils-
strafklausel, kann der überlebende Ehegatte über den Erbteil des 
Verzichtenden nicht anderweitig, z. B. zugunsten eines Kindes 
des Verzichtenden, verfügen.

Anmerkung: Dass der Verzicht auf einen testamentarisch zuge-
wandten Erbteil grundsätzlich auch die Kinder des Verzichtenden 
vom Erbteil ausschließt, gilt aufgrund einer Änderung des Bürger-
lichen Gesetzbuchs für Erbfälle ab dem 1.1.2010. Diese gesetzliche 
Regelung stimmt nunmehr mit der Regelung des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs für die Wirkung des Verzichts auf einen gesetzlichen Erb-
teil überein.

12. Schmerzensgeld und Schadensersatz im 
Berufsausbildungsverhältnis

 
Auszubildende, die durch ihr Verhalten bei einem Beschäftigten des-
selben Betriebs einen Schaden verursachen, haften ohne Rücksicht 
auf ihr Alter nach den gleichen Regeln wie andere Arbeitnehmer. 

Dies entschieden die Richter des Bundesarbeitsgerichts in ihrem Ur-
teil vom 19.3.2015.

Im entschiedenen Fall waren zwei Auszubildende bei einer Firma 
beschäftigt, die einen Kfz-Handel mit Werkstatt und Lager betreibt. 
Der 19-jährige Auszubildende (Azubi) arbeitete an der Wuchtma-
schine. Er warf ohne Vorwarnung mit vom 17-jährigen abgewandter 
Körperhaltung ein ca. 10 g schweres Wuchtgewicht hinter sich und 
verletzte diesen schwer an Schläfe und Auge. Die zuständige Berufs-
genossenschaft zahlt dem Geschädigten eine monatliche Rente in 
Höhe von ca. 200 €. Das Landesarbeitsgericht kam zu dem Ergebnis, 
der 19-jährige hat schuldhaft gehandelt und verurteilte ihn zur Zah-
lung von Schmerzensgeld in Höhe von 25.000 €. Das BAG bestätigte 
die Entscheidung. 

Nach dem Sozialgesetzbuch sind Personen, die durch eine betrieb-
liche Tätigkeit einen Versicherungsfall von Versicherten desselben 
Betriebs verursachen, diesen sowie deren Angehörigen und Hinter-
bliebenen zum Ersatz des Personenschadens nur verpfl ichtet, wenn 
sie den Versicherungsfall u. a. vorsätzlich herbeigeführt haben. Die 
Voraussetzungen des Haftungsausschlusses sah der BAG in diesem 
Fall jedoch nicht als erfüllt.

13. Nur der Weg zum Essen ist in der 
Mittagspause unfallversichert

Arbeitnehmer sind während ihrer Arbeit gesetzlich unfallversichert. 
In Pausen sind Wege zwecks Nahrungsaufnahme versichert. Werden 
diese Wege wegen anderer privater Angelegenheiten unterbrochen, 
entfällt der Versicherungsschutz. Der Arbeitnehmer hat im Zwei-
fel zu beweisen, dass er im Zeitpunkt des Unfallereignisses zwecks 
Nahrungsaufnahme unterwegs war. Dies entschieden die Richter des 
Hessischen Landessozialgerichts (LSG).

Im entschiedenen Fall stürzte eine 52-jährige Sekretärin in der Mit-
tagspause auf einer Treppe und zog sich eine Halsmarkquetschung 
zu. Die Berufsgenossenschaft (BG) lehnte eine Entschädigung mit 
der Begründung ab, dass sich die Frau zum Unfallzeitpunkt auf dem 
Weg zu einer Reinigung befunden habe, um dort Kleidungsstücke 
abzuholen. Dies ergab sich aus den Angaben der Verletzten gegen-
über einer Mitarbeiterin der BG wenige Tage nach dem Unfall. 

Diese private Verrichtung stand im Vordergrund, sodass die Verun-
glückte zum Unfallzeitpunkt keiner versicherten Tätigkeit nachge-
gangen ist. Die Verletzte hat demgegenüber vorgebracht, dass sie 
sich auf die Treppe in jedem Fall auch wegen Nahrungsaufnahme 
in einem neben der Reinigung gelegenen Fast-Food-Restaurant be-
geben hatte. Nach der Vernehmung mehrerer Zeugen verneinte das 
LSG eine versicherte Tätigkeit. Es war, so die Richter, nach Würdi-
gung der erhobenen Beweise nicht zweifelsfrei feststellbar, dass die 
Sekretärin sich mit dem Ziel der Nahrungsaufnahme in dem Fast-
Food-Restaurant auf die Treppe begeben hatte. Die Beweislast für 
ihre Motivation trägt die Arbeitnehmerin.

Basiszinssatz: seit 1.1.2015 = -0,83 %, 1.7.2014 – 31.12.2014 = -0,73 %, 1.1.2014 – 30.6.2014 = -0,63 %
(§ 247 Abs. 1 BGB) Ältere Basiszinssätze fi nden Sie im Internet unter: http://www.bundesbank.de/info/info_zinssaetze.php

Verzugszinssatz: Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: Basiszinssatz + 5-%-Punkte
(§ 288 BGB; seit 1.1.2002) Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (bis 28.7.2014):  Basiszinssatz + 8-%-Punkte
  Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (ab 29.7.2014):  Basiszinssatz + 9-%-Punkte
    zzgl. 40 € Pauschale

Verbraucherpreisindex: 2015: April = 107,0; März: = 107,0; Februar = 106,5; Januar = 105,5; 2014: Dezember = 106,7; 
 2010 = 100 Ältere Verbraucherpreisindizes fi nden Sie im Internet unter: http://www.destatis.de – Konjukturindikatoren – Verbraucherpreisindex

  Bitte beachten Sie, dass dieses Informationsschreiben eine individuelle Beratung nicht ersetzen kann!
  Eventuelle Änderungen, die nach Ausarbeitung dieses Schreibens erfolgen, werden erst in der nächsten Ausgabe berücksichtigt. 
 Trotz sorgfältiger und gewissenhafter Bearbeitung aller Beiträge übernehmen wir keine Haftung für den Inhalt.


